
Bundessozialgericht

10 RV 955/62

Verkündet am

27° Juli 1965

I m N a m e n d e s V 0 1 k e 3

In dem Rechtsstreit

{
.

Kläger und Revisionskläger,

gegen

0 n a o o o o o o o o ‘n 0

9

l

9

Beklagten und Revisionsbeklagten,

hat der 10„ Senat des Bundessozialgerichts auf die

mündliche Verhandlung vom 270 Juli 1965 durch

Senatspräsident Dr° T e s m e r

„
Vorsitzender‚

Bundesrichter Dr° S t r a u B und

Bundesrichter
,

Dr. B r o c k e ,
Bundessozialrichter E r n s t und

Bundessozialrichter H ö n l e

für Recht erkannt:
i
.

Auf die Revision des Klägers wird das Urteil des

Bayerischen Lendessozialgerichts vom 2° Oktober 1962

aufgehoben und die Sache zur erneuten Entscheidung

an dieses Gericht zurückverwiesen°

Die Kostenentscheidung bleibt dem abschließenden

Urteil vorbehalteno
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Gräaaii

Der Kläger, der im November 1956 aus Ungarn geflüchtet ist,

beantragte im März 1957 Rente wegen Verlustes von vier Fin—

gern der linken Hand° Er gab an, diese Verletzung am 13. De—

zember 1944 im Alter von 15 Jahren bei einer Explosion er—
litten zu haben, als er in einem Munitionslager der deut—

schen Wehrmacht Handgranaten zu verladen hatte° Dazu über—

reichte er eine von Jakob B1121 und Franz K:im■x vor dem

Gemeinderat seiner ungarischen Wohngemeinde gemeinschaft—

lich abgegebene Erklärung, wonach er am 13. Dezember 1944

durch Explosion von Munition vier Finger der linken Hand

verloren hat, und ferner eine Bescheinigung des Bergwerks—

oberarztes Dr. ‘13333 wonach dieser dem Kläger am 13„ De—

zember 1944 erste Hilfe geleistet und ihn in das Johann-

Krankenhaus.überwiesen hat° Das Versorgungsamt (VersorgA)

Landshut lehnte mit Bescheid vom 23. April 1958 den Antrag

ab, weil der Kläger den Unfall selbst verschuldet und da—

durch den ursächlichen Zusammenhang unterbrochen habe° 1;

Widerspruch und Klage hatten keinen Erfolg° ;*
?

Das Landessozialgericht (LSG) hat die Berufung des Klägers

durch Urteil vom 2. Oktober 1962 zurückgewiesen, Es führte

aus‚ zwar bestehe kein Streit über die Schädigung und die

dadurch verursachte Minderung der Erwerbsfähigkeit (MdB)

um 50 V.H„, jedoch sei der schädigende Vorgang nicht aus—

reichend nachgewiesen und es habe insbesondere nicht fest—

gestellt werden können, wie es am 13° Dezember 1944 zu der

Verletzung gekommen sei° Der Kläger selbst habe einräumen

müssen, er wisse nicht, ob B■rr: und Kritz: bei der Explo—

sion zugegen waren° Auch Dr° S;:xm'habe sich in seiner Be—

scheinigung nicht näher über den Ursprung der Verletzung

geäußert° Andere Personen, die den Hergang des Unfalls

— etwa als Augenzeugen — hätten schildern können, seien
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nicht genannt werden° Die eigenen Angaben des Klägers über

die Tätigkeit in dem Munitionslager und über die Explosion

des nicht näher gekennzeichneten Sprengkörpers seien zu un—

bestimmt, als daß sie die sichere Grundlage für eine recht—

'liche Würdigung des Ve sorgungsanspruchs bilden könnten°

Selbst der technische Sachverständige habe sich in der münd—

lichen Verhandlung im Hinblick auf das dürftige und teil—

weise wechselnde Vorbringen des Klägers nicht in der Lage

gesehen, eine gutachtliche Äußerung abzugeben° Die Tatsa—

chen, aus denen der Kläger seinen Anspruch herleite, hätten

somit nicht bewiesen werden können° Diese Folge treffe nach

dem Grundsatz der objektiven Beweislast den Kläger. Das LSG

hat die Revision nicht zugelassen„

Der Kläger hat gegen das ihm am 24„ Oktober 1962 zugestell—

te Urteil am 9° November 1962 Revision eingelegt,

Er beantragt9

unter Aufhebung des angefochtenen Urteils

die Sache zur erneuten Verhandlung und Ent—

scheidung an das Bayerische Landessozialgericht

zurückzuverweisen und die Kostenentscheidung

dem abschließenden Urteil vorzubehalten°

In der Revisionsbegründung rügt der Kläger als wesentliche

Verfahrensmängel Verletzung der 55 103, 128 des Sozialgerichts—
gesetzcs (SGG)° Soweit das LSG zu der Auffassung gelangt sei,

daß die zur Anerkennung einer Schädigungsfolge im Sinne des

Bundesvcrsorgungsgesetzes (BVG) erheblichen Tatsachen nicht

hätten festgestellt werden können, habe es den Sachverhalt

nicht ausreichend geklärt und die Grenzen seines Rechts auf

freie richterliche Beweiswürdigung überschritten° Das LSG

hätte die als Zeugen für den Hergang des Unfalls genannten

Personen — 87311 und K1::31 — und den erste Hilfe lcistenden

Arzt Dr„ erxxzhören müssen, zumal dies ausdrücklich beantragt
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_ 4 _

gewesen sei, Die Erklärung des Klägers, er wisse nicht

sicher, ob Btütl und K31312'Augcnzeugen der Explosion ge—

wesen seien, und der Umstand, daß Dr° 8533: sich in der vor—

liegenden Bescheinigung über den Ursprung der Verletzung,

nicht näher geäußert habe, hätte das LSG nicht davon ab—

halten dürfen, von diesen Personen weitere Aufklärung über

den Hergang des Unfalls zu erlangen° Nach allgemeiner Er—

fahrung erhalte gerade der bei Unfällen zuerst zugezogcne

Arzt von dem Verletzten unmittelbar eine Schilderung über

den Hergang des Unfalls und sei auf Grund seiner Kenntnis

des Befundes am ehesten in der Lage, die Art der Verletzung

zu beurteilen. Das LSG hätte auch die Unterlagen des Johann—

Krankenhauses beiziehen müssen, in das der Kläger nach der

ersten Hilfe durch Dr. 53133 eingewiesen werden sei, Es sei

jederzeit möglich, aus Ungarn Auskünfte und Krankenblätter

zu erhalten, Die unzureichende Sachaufklärung habe auch zu

einer Verletzung des @ 128 SGGgeführt.
. . -

Der Beklagte beantragt, !

die Revision als unzulässig zu verwerfen„

Er meint, das LSG habe seiner Pflicht zur Sachaufklärung

(@103 see) genügt, Es habenicht allen theoretisch denk—
baren Möglichkeiten nachzugehen brauchen, und weitere Nach—

forschungen seien unter den gegebenen Umständen nicht er—

forderlich gewesen° Die Rüge der Verletzung des @ 128 SGG

sei nicht hinreichend substantiiert„

Die Revision ist frist— und formgerecht eingelegt und be—

gründet worden„ Da sie vom LSG nicht nach 5 162 Abs° 1

Nr° 1 SGG zugelassen worden ist, findet sie nur statt, wenn

mit Erfolg ein wesentlicher Mangel im Verfahren des LSG ge—

rügt wird (@ 162 Abs, 1 Nr° 1 SGG; BSG 1, 150) oder wenn bei

der Beurteilung des ursächlichen Zusammenhangs im Sinne des

% 162 Abs° 1 Nr° 3 SGG das Gesetz verletzt ist°

..5-
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Der Kläger hat als wesentliche Verfahrensmängel Verstöße ge—

gen die 55 103, 128 SGG gerügta Für die Statthaftigkeit der

Revision genügt es, wenn eine dieser Verfahrensrügen durch—

greift; auf weitere Verfahrensrügen braucht in einem solchen

Falle nicht mehr eingegangen zu werden (vgl„ BSG in SozR SGG

@ 162 Nr° 12:2)°

Der Kläger rügt vor allem eine Verletzung des 5 103 SGG° Nach

dieser Vorschrift hat das Gericht den Sachverhalt von Amts we—

gen zu erforschen; es ist dabei an das Vorbringen und die Be—

weisanträge der Beteiligten nicht gebunden. Zur Feststellung

der für den geltend gemachten Anspruch erheblichen Tatsachen

hat das Gericht alle nach Lage der Sache gebotenen und geeig—

neten Ermittlungen anzustellen. Über den Umfang der für die

Entscheidung notwendigen Ermittlungen entscheidet es im Rah-

men der von Amts wegen gebotenen Sachaufklärung nach pflicht—

gemäßem Ermessen, Es verletzt diese Pflicht, wenn es die nach

seiner Rechtsauffassung für die Entscheidung wesentlichen Um—

stände nicht ausreichend festgestellt hat, obwohl eine wei—

tere Sachaufklärung geboten und möglich gewesen wäre,

Das LSG ist offenbar davon ausgegangen, daß der Kläger im ju-

gendlichen Alter Dienst für die deutsche Wehrmacht geleistet

habe° Jedenfalls hat es eine solche Dienstleistung ersicht—

lich nicht in Zweifel gezogen und den Anspruch des Klägers

deshalb abgelehnt,"weil irgendwelche konkreten Anhaltspunkte

dafür, wie es am 13„ Dezember 1944 zu der Handverletzung des

Klägers gekommen ist, durch die Beweisaufnahme nicht gewonnen

werden" konnten° Das LSG hat den "erforderlichen Nachweis

des schädigenden Vorgangs" nicht als erbracht angesehen, weil

der Kläger selbst Zweifel geäußert habe, ob B::rt und K:::Zx

bei der Explosion des Sprengkörpers zugegen gewesen seien und

weil Dr° S::xx.in seiner Bescheinigung den Hergang des Unfalls

nicht näher dargestellt habe" Das LSG hat ferner ausgeführt,
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daß auch der technische Sachverständige Aa:z:nxr.in der

letzten mündlichen Verhandlung bei dem dürftigen und wechseln—

den Vorbringen des Klägers eine gutechtliche Äußerung nicht

habe abgeben können. Über welche beweiserhebliche Frage

dieser Sachverständige noch aussagen sollte, ist zwar nicht

eriehtlich, da er zur "Einvernehme zum pyrotechnischen Gut—
achten vom 6,7,1959" geladen worden war. Auch aus der Nie—

derschrift über die mündliche Verhandlung geht nicht her—

vor, welche Fragen der Sachverständige beantworten sollte,

In seinem schriftlichen Gutachten vom 6,7.1959 hat der Sach—

verständige sich dahin geäußert, daß der Sprengkörper, durch

den der Kläger verletzt werden ist, vermutlich eine Stiel—

handgranate gewesen sei, mit welcher — entgegen der Dar—

stellung des Klägers über den Hérgang des Unfalls — der

Kläger "in Unkenntnis der Wirkung und Folgen „„ manipuliert

und die Dctonation derselben zwar ungewollt aber aktiv her—

beigeführt haben muß"° Unter diesen Umständen kann der Hin—

weis des LSG auf die Äußerung des Sachverständigen in der

mündlichen Verhandlung nur so verstanden werden, daß aus

dieser Äußerung nicht hervorgehe, ob die Tätigkeit des Klä-

_
gers für die Wehrmacht oder sein eigenes Verhalten die we—
sentliche Ursache für den Eintritt des schädigenden Ereig—

nisses gewesen ist, Wenn dem LSG aber der Sachverhalt durch

die Darstellung des Klägers, durch die ärztliche Beschei—

nigung des Dr„ S: 13 und die gemeinschaftlichen Erklärungen

von Brx:i und erw : nicht ausreichend geklärt erschien, um

eine durch einen Unfall während einer Dienstleistung im

Rahmen der deutschen Wehrmacht erlittene Schädigung anzuneh—

men, oder wenn dem LSG nicht geklärt erschien, ob der Kläger

mit dem Sprengkörper gespielt, somit auch sein eigenes Ver—

halten zum Eintritt des schädigenden Ereignisses mit beige—

tragen hat, und ob dieser Umstand bei dem jugendlichen Klä—

ger wesentlieh gegenüber seiner militärähnlichen Dienst—

leistung in den Vordergrund trat, wäre es unter den im vor—

liegenden Falle gegebenen Umständen zu einer weiteren Sach—
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aufklärung in dieser Richtung genötigt gewesen. Es hätte

alle zur Klärung möglichen und gebotenen Beweise erheben

müssen, insbesondere die Zeugen B:rxr.und K mzmxzbefragen

müssen, ob ihre Angaben auf eigenen Wahrnehmungen oder auf

Wahrnehmungen anderer Personen beruhen und ob sie über ih—

re kurze schriftliche Erklärung hinaus noch weitere Bekun—

dungen über die Umstände machen können, die zu dem Unfall

und der Verletzung des Klägers geführt haben° Das LSG ist

ferner verpflichtet gewesen, den Bergwerksoberarzt Dr. 83331

zu Angaben über die näheren Umstände des Unfalls zu veran—

lassen, der dem Kläger unmittelbar nach dem Unfall erste

Hilfe geleistet und dabei sicherlich auch Kenntnis von dem

Hergang des Unglücks erhalten hat° Schließlich hätte es

die Unterlagen des von Dr‚ Sx■x:.be2eichneten Krankenhauses

_beiziehen müssen, das den Kläger auf Veranlassung des ge—

nannten Arztes aufgenommen und bei der in solchen Fällen

üblichen Erhebung der Vorgeschichte zweifellos auch nach

den näheren Umständen des Unglücksfalls geforscht hat° Das

LSG hat es somit versäumt, die nach seiner Rechtsauffassung

für die Entscheidung noch notwendigen und nach Lage der Sa—

che auch möglichen Beweise zu erheben°

Die Rüge der Verletzung des 5 103 SGG ist daher gerechtfer—

tigt und die Revision schon aus diesem Grunde statthaft nach

5 162 Abs° 1 Nr° 2 SGG° Auf die Rüge einer Verletzung des

5 128 SGG braucht daher nicht mehr eingegangen zu werden°

Die sonach statthafte Revision ist auch begründet, weil das

angefochtene Urteil auf dem zutreffend gerügten Mangel der

Sachaufklärung beruht; denn es ist möglich, daß das LSG an—

ders entschieden hätte, wenn es den Sachverhalt in der nach

den vorstehenden Ausführungen erforderlichen und möglichen

Weise weiter geklärt hätte (BSG 2, 197)" Das Urteil des LSG
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war daher mit den ihm zugrunde liegenden Feststellungen

aufzuheben° Da der Senat wegen der noch erforderlichen

Feststellungen tatsächlicher Art nicht selbst entscheiden

konnte, mußte die Sache zur erneuten Entscheidung an das

LSG zurückverwicsen werden (@ 170 Abs° 2 Satz 2 SGG)„
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